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Wohnen – Sozial. 
Bezahlbar. Für alle.
Vor allem im Osthavelland ist Wohnen zum 
Luxusgut geworden. Der anhaltende Zuzug 
vor allem aus Berlin lässt die Mieten explo-
dieren, eine bezahlbare Wohnung zu finden 
ist nahezu unmöglich und auch die Bestands-
mieten steigen. Das führt zu sozialer Ver-
drängung: all jene, die sich die Mieten nicht 
mehr leisten können, sind gezwungen, aus 
Dallgow-Döberitz, Falkensee, Brieselang und 
Wustermark weg zu ziehen. Selbst in Nauen 
steigen die Mieten mittlerweile rasant. 

Diese Entwicklung wird dadurch verschärft, 
dass in den Gemeinden des Osthavellands 
nur ein geringer kommunaler Wohnungs-
bestand vorhanden ist und die öffentliche 
Hand selbst nicht baut. Damit wird die Mie-
tenentwicklung nahezu vollständig dem 
Markt überlassen – Wohnungen werden zu 
Spekulationsobjekten und Profitmaximie-
rung steht im Vordergrund. 

Um dieser Entwicklung etwas entgegen zu 
setzen, kämpft DIE LINKE im Havelland seit 
Jahren für die Schaffung einer kreislichen 
Wohnungsgesellschaft, die die Städte und 
Gemeinden beim Wohnungsbau unterstützt. 
Das reicht aber nicht aus: Auf Landesebene 
brauchen wir eine Landeswohnungsbauge-
sellschaft, die gemeinsam mit den Kommu-
nen Wohnungen im bezahlbaren Segment 
schafft. Außerdem könnte sie als Bieter auf-
treten, wenn Wohnungsbestand durch Pri-
vate weiterverkauft wird, wie gerade in Els
tal geschehen, wo ca. 300 Wohneinheiten 
an die Deutsche Wohnen verkauft wurden.

Und es braucht weitere Maßnahmen des 
Landes: ein Kapitalprogramm für Wohnungs-
gesellschaften, die bessere Förderung sozi-
alen Wohnungsbaus und einen wirksamen 
Mietendeckel. Dafür werden wir kämpfen!
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Der Erhalt und der Ausbau der Mobilitätsinfra
struktur im Havelland ist der LINKEN im 
Havelland besonders wichtig und ein Schwer-
punkt unser Arbeit. Dem so genannten Schie-
nenpersonennahverkehr, also der Eisenbahn, 
kommt dabei in einem Flächenkreis wie dem 
Havelland eine besondere Bedeutung zu. Als 
LINKE setzen wir uns seit Jahren für eine an-
gemessene Taktung der Züge sowie eine bes-
sere Abstimmung mit dem Busverkehr ein. 
Dies dient zum einen der Mobilität innerhalb 
des Havellandes, zum anderen soll dadurch 
für die Berufspendlerinnen und -pendlern 
eine bessere Anbindung an ihre Arbeitsstel-
len in Potsdam und Berlin erreicht werden. 
So schlagen wir zwei Fliegen mit einer Klap-
pe: Die Pendlerinnen und Pendler sind nicht 
weiter auf das Auto angewiesen und kommen 
stressfreier zur Arbeit und nach Hause. Und: 
Weniger Autos auf unseren Straßen bedeu-
ten weniger schädliche Emissionen und eine 
sauberere Luft.

Ein 30-Minutentakt für RE4  
erst 2034 ist inakzeptabel
Der Ausbau der Lehrter Stammstrecke zwi-
schen Berlin und Hannover ist Vorausset-
zung für eine Taktverdichtung des RE4 zwi-
schen Rathenow und Berlin. Leider schreiten 
die Planungen dafür, die in zwei Bauabschnit-
ten erfolgen sollen, extrem langsam voran. 
Der erste Bauabschnitt, der außerhalb un-
seres Landkreises liegt, soll 2024 fertig wer-
den. Erst danach soll der gleistechnische Lü-
ckenschluss zwischen Bamme und Ribbeck 
im Havelland geschlossen werden. Dieser 
fehlende Lückenschluss ist der Grund, dass 
auf der Strecke zwischen Rathenow und Ber-
lin über Wustermark, Nennhausen und Bu-
schow keine dichtere Taktung möglich ist, 

da sich Fern-, Regional- und Güterverkehr 
die Gleise teilen müssen. Der zweite Bauab-
schnitt soll aber erst 2034 fertiggestellt wer-
den. Das heißt, dass es vorher keine Taktver-
dichtung des RE4 geben wird. Für DIE LINKE 
ist dies eine inakzeptable Planung auf Kosten 
der Havelländerinnen undHavelländer. Wir 
haben daher von den Verantwortlichen der 
Deutschen Bahn gefordert, die Planungen 
beider Bauabschnitte parallel voranzutrei-
ben, anstatt hintereinander.

Erste Erfolge
Ab Ende vergangenen Jahres gab es eine 
Onlinepetition, initiiert von der LINKEN, die 
sich für einen schnelleren Ausbau der Lehrter 
Stammbahn stark machte. Am Ende unter-
zeichneten knapp 2 000 Menschen und ga-
ben unserer Forderung so mehr Nachdruck. 
Die ursprünglich im Landesnahverkehrsplan 

Streichung des RB21 und die damit verbun-
dene Abkopplung von Wustermark konnte 
erfolgreich verhindert werden. Wir haben al-
les dafür getan, dass es nicht soweit gekom-
men ist und freuen uns daher mit der Bürger-
initiative über den gemeinsamen Erfolg. Das 
zeigt, dass all unsere Argumente richtig wa-
ren und nicht widerlegt werden konnten. Das 
beharrliche Engagement der Bürgerinitiative 
und die Hintergrundarbeit der lokalen und 
landespolitischen Akteure haben sich aus-
gezahlt.

Wir lassen nicht locker
DIE LINKE wird sich auch zukünftig für Ver-
besserungen im Eisenbahnnetz einsetzen, 
damit Pendlerinnen und Pendler stressfrei 
ihre Arbeitsstellen erreichen und gleichzei-
tig ein Beitrag zur Minimierung des Individu-
alverkehrs erreicht wird.

Natürlich ließe sich trefflich über die Be-
wegung »Fridays For Future« streiten. Aber 
lassen wir mal alle Fragen und juristischen 
Spitzfindigkeiten von Bildung, Schulpflicht, 
Bildungsmisere, Unterrichtsausfall usw. bei-
seite und reden über das, um was es im Kern 
geht: Kinder und Jugendliche wollen mitbe-
stimmen und sich einbringen. Genauso wie 
Erwachsene, Seniorinnen und Senioren, 
Menschen mit Behinderung und viele ande-
re mehr. Wer diesem Anspruch nicht folgen 
kann, hat aus unserer Sicht ein grundlegen-
des Problem bei der Wahrnehmung von Rech-
ten für Kinder und Jugendliche. Nicht um-
sonst fordert unsere Bundestagsfraktion seit 
Jahren die Aufnahme von Kinderrechten ins 
Grundgesetz. Kinder sind keine kleinen Er-
wachsenen, aber sie haben Rechte, die de-
nen von Erwachsenen in nichts nachstehen 
sollten! Das Grundgesetz unterscheidet in 
vielen Grundrechten nicht nach Alter, Her-
kunft, Hautfarbe, Religion, sexueller Orien-
tierung, sondern billigt unteilbare Rechte zu. 
Wenn wir diese Annahme zugrunde legen, 
stellt sich schon die Frage, warum Schülerin-

nen und Schüler nur in ihrer Freizeit demons-
trieren oder streiken dürfen.

Empathie statt Gleichgültigkeit
Geht es nicht um ihre Zukunft, die sie nicht 
von sogenannten und selbsternannten Pro-
fis gestaltet wissen wollen, die sich eher um 
Lobbyismus, das eigene Fortkommen und 
Einkommen kümmern, als um die Belange 
junger Menschen? Sind die Streiks nicht auch 
Ausdruck einer tiefgreifenden Angst vor der 
Zukunft, die lähmen kann und die zu Gleich-
gültigkeit gegenüber allem und jedem wird? 
Wollen wir unsere Kinder und Jugendlichen 
zu Erwachsenen heranwachsen sehen, denen 
die Umwelt, die Mitmenschen, die vermeint-
lich Schwächeren egal sind? Uns sind Kinder 
und Jugendliche lieber, die offen und offensiv, 
kritisch und kreativ ihre Meinung vertreten. 
Dann können wir auch mit Aktivitäten leben 
und natürlich auch Meinungen akzeptieren, 
die vielleicht nicht unseren Ansätzen entspre-
chen. Daher plädiert DIE LINKE nachdrücklich 
dafür, Kinder und Jugendliche ernst zu neh-
men und ihnen Mitbestimmungsrechte ohne 

Vorbehalte zur Verfügung zu stellen. Sei es die 
Berichtsmöglichkeit in den kommunalen Ver-
tretungen, die Berufung von Jugendkoordina-
toren und von Kinder- und Jugendbeauftrag-
ten bis hin zu der Möglichkeit der Entsendung 
von Jugendlichen als Sachkundige Einwoh-
nerinnen und Einwohner in die Ausschüsse 
durch das Kinder- und Jugendparlament.

Mitbestimmung neu denken
Und wir sollten diese Mitbestimmung weiter 
denken: Warum vereinbaren die Abgeordne-
ten nicht ein »Vetorecht« in den Ausschüs-
sen? Wenn das KiJuPa bei einer Entscheidung 
eines Ausschusses zu Kinder- und Jugendfra-
gen sein Veto einlegt, sollte es die freiwillige 
Selbstverpflichtung geben, dass sich der Aus-
schuss mit den Argumenten des KiJuPa be-
schäftigt und dann eine erneute Entscheidung 
trifft. Oder wir gehen einen weiteren Schritt: 
Auf den Beschlussvorlagen steht bei Sachver-
halten, die Kinder und Jugendliche betreffen, 
der Zusatz: »Zugestimmt durch KiJuPa am…«. 
Bei den Ortsbeiräten haben wir diesen Grund-
satz bereits und er bewährt sich.

Mobilität ist ein Grundrecht

Neue Wege in der Beteiligung gehen



»In dieser bewegten Zeit, in der parteipoli-
tische Präferenzen kräftig durcheinander 
gewirbelt werden, möchte ich auch in den 
kommenden fünf Jahren helfen, das Westha-
velland und Dosseland nachhaltig zu stärken«, 
so Finanzminister Christian Görke. Dabei 
sieht er viele Anknüpfungspunkte, an das, 
was in den vergangenen Jahren erreicht und 
auf den Weg gebracht wurde. Dazu gehören 
die Sanierung von Schulen und Kitas in Rathe-
now, Premnitz, Milow, Rhinow, Neustadt/D. 
und Wusterhausen. »Diesen Weg möchte ich 
fortsetzen. Investitionen in Schulen, Kitas, 
Sportstätten, Feuerwehren, Bahnhöfe und 
Straßen kommen unmittelbar den Menschen 
vor Ort zu Gute. Sie verbessern die Lebens-
qualität«, so Görke.

Damit eng verbunden ist für den gebürtigen 
Rathenower die Verbesserung der Bahnan-
bindung nach Berlin. »Endlich kommt die 
Deutsche Bahn unserer Forderung nach, die 
Schnellbahnstrecke zwischen Hannover und 
Berlin auszubauen und damit auch die Anbin-
dung nach Berlin zu verbessern. Jetzt kommt 
es darauf an, den Druck nicht vom Kessel zu 
nehmen, damit der halbstündige Takt nach 
Berlin schneller als bisher geplant realisiert 
wird«, so Christian Görke.

Ein weiteres Anliegen für Görke ist die eltern-
beitragsfreie Kita-Betreuung: »Ich bin froh, 
dass ich als Finanzminister die fiskalischen 
Weichen dafür stellen konnte, dass das letzte 
Kita-Jahr vor Schulbeginn beitragsfrei ist. 
Das ist eine wichtige Entlastung auch für 
junge Eltern aus der Region, aber nur eine 
Zwischenstation. Ich will die vollständige 
elternbeitragsfreie Kita-Betreuung.«

Weitere Herausforderungen sieht der Finanz-
minister beim Erhalt und der Schaffung von 
gut bezahlten Arbeitsplätzen wie auch beim 
Klimaschutz. Und schließlich liegt Görke die 
Stärkung des Ehrenamtes am Herzen – z.B. 
bei Feuerwehr und Katastrophenschutz.

In der Auseinandersetzung mit der AfD zeigt 
Christian Görke klare Kante. Bei der Sach-
arbeit sind ihm Verlässlichkeit und Tatkraft 
wichtig: »Rot-Rot versprach, die Kommunen 
finanziell zu stärken. Und wir haben geliefert.« 
Das wird auch in der Region deutlich. 

Die roten Haare und der aufmerksame Blick 
sind die Erkennungszeichen von Andrea 
Johlige. Doch die Menschen, die im Land 
Brandenburg in der Flüchtlings- und Integra-
tionspolitik unterwegs sind, kennen sie nicht 
wegen ihrer Äußerlichkeiten. Vielmehr ist die 
Elstalerin seit ihrem erstmaligen Einzug in 
den Brandenburger Landtag 2014 zu einer der 
hervorragenden Fachpolitikerin auf diesem 
Gebiet geworden. Ob in den Verwaltungen 
der Landkreise, bei den Betreiber von Flücht-
lingsunterkünften oder bei Initiativen vor Ort, 
Andrea Johlige ist im gesamten Bundesland 
sehr gut vernetzt und eine wichtige Ansprech-
partnerin. Dabei wird sie vor allem als kompe-
tent und lösungsorientiert geschätzt.

Ein zweiter Schwerpunkt ihrer Arbeit ist 
der Kampf für eine tolerante, solidarische 
und weltoffene Gesellschaft. Dabei ist die 
gelernte Medienfachwirtin vor allem gegen 
Antisemitismus und (Neo)Faschismus 
engagiert. 

Und auch lokal ist Andrea Johlige fest veran-
kert. Seit 2008 ist sie Mitglied der Linksfrak-
tion im Kreistag Havelland, seit 2014 ist sie 
Vorsitzende der Fraktion. Dort kennt man sie 
als unbequeme und hartnäckige Streiterin für 
die Belange der Einwohnerinnen und Einwoh-
ner des Landkreises. Mobilität und Wohnen 
sind ihre Schwerpunkte und unermüdlich 
kämpft sie für eine bessere Anbindung des 
Havellands an Berlin und Potsdam und gegen 
steigende Mieten. Und wenn sich jemand 
an sie wendet, handelt sie nach dem Motto: 
Probleme sind da um gelöst zu werden. 
Und so kümmert sie sich um den fehlenden 
Ausbildungsplatz ebenso wie um Ärger mit 
Behörden oder hilft bei der Finanzierung 
eines Projekts. 

Privat ist sie, wenn es die Zeit zulässt, gern 
mit Sohn und Fahrrad in der wunderschönen 
Landschaft des Havellandes unterwegs. Als 
leidenschaftliche Fotografin zieht es sie aber 
auch regelmäßig in die Ferne. 

Auch in der kommenden Wahlperiode möchte 
Andrea Johlige eine starke Stimme für das 
Havelland sein. Darüber hinaus möchte sie 
sich weiterhin für gute Lebensbedingungen 
einsetzen – für Alte und Junge, für Familien 
und Alleinerziehende, in allen Landesteilen 
und für alle Bevölkerungsgruppen.

Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus – dieser 
Grundsatz bestimmt das Handeln von Jörg 
Schönberg. Alle Menschen müssen ihre 
demokratischen Rechte kennen, an der 
gesellschaftlichen und politischen Willens
bildung teilhaben und selbstbestimmt ihre 
Interessen vertreten können. Der 57-Jährige 
aus dem Ortsteil Grünefeld in der havelländi-
schen Gemeinde Schönwalde-Glien möchte 
vor allem als politischer Unterstützer und 
Ermutiger für all jene eintreten, die ehrenamt-
lich Dienst an der Gesellschaft leisten, ob bei 
den Feuerwehren, in Vereinen und Verbän-
den, Beiräten oder Initiativen. Deshalb liegen 
ihm unter anderem eine bessere Ausstattung 
der Feuerwehren, eine spürbar bessere Aner-
kennung ehrenamtlichen Engagements sowie 
die aktive Unterstützung der vielfältigen Ver-
einsarbeit besonders am Herzen.

Eine sozial gerechte, dem Frieden verpflich-
tete Gesellschaft, das sind die Triebfedern 
von Jörg Schönberg. Der gelernte Maler 
und Polizist, der seit 2012 beim Kriminal-
dauerdienst der Brandenburger Polizei tätig 
ist, wurde 2014 und 2019 in den Kreistag 
Havelland gewählt. Seit der Wahl am 26. Mai 
ist er nun auch Gemeindevertreter in Schön-
walde-Glien und Mitglied im Ortsbeirat von 
Grünefeld.

Zur Landtagswahl tritt Jörg Schönberg, 
der verheiratet ist, drei Kinder und drei 
Enkelkinder hat, unter dem Motto »SOZIAL 
und SICHERHEIT hat einen Namen« an. Eine 
besondere Qualität von ihm ist das Zuhören. 
Ein offenes Ohr für die Probleme der Men-
schen, wissen, wo man Hilfe organisieren 
kann, wenn man sie selbst nicht leisten kann, 
politischen Druck aufbauen, um das Leben 
der Menschen zu verbessern – dies tut er seit 
vielen Jahren in Schönwalde-Glien und im 
Landkreis Havelland. Mit Ihrer Stimme kann 
er sein Engagement auch im ganzen Land 
Brandenburg in die Waagschale werfen, damit 
ein Leben in Würde, sozialer Gerechtigkeit, 
Demokratie, Freiheit, Frieden, Sicherheit und 
Rechtsstaatlichkeit auch in Zukunft für alle 
erlebbar bleiben. Jörg Schönberg möchte mit-
helfen, den Zusammenhalt im Land spürbar 
zu verbessern. Das beinhaltet natürlich auch, 
sich dem Rechtsruck in unserer Gesellschaft 
entschieden entgegen zu stellen.

Christian Görke
Wahlkreis 4 
Milower Land, Neustadt (Dosse), 
Premnitz, Rathenow, Rhinow, 
Wusterhausen/Dosse

Andrea Johlige
Wahlkreis 5 
Gemeinde Brieselang, Amt Friesack, 
Stadt Ketzin/Havel, Stadt Nauen,  
Amt Nennhausen, Gemeinde Wustermark

Jörg Schönberg
Wahlkreis 6 
Gemeinde Dallgow-Döberitz,  
Stadt Falkensee,  
Gemeinde Schönwalde-Glien
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tig ein Beitrag zur Minimierung des Individu-
alverkehrs erreicht wird.

Natürlich ließe sich trefflich über die Be-
wegung »Fridays For Future« streiten. Aber 
lassen wir mal alle Fragen und juristischen 
Spitzfindigkeiten von Bildung, Schulpflicht, 
Bildungsmisere, Unterrichtsausfall usw. bei-
seite und reden über das, um was es im Kern 
geht: Kinder und Jugendliche wollen mitbe-
stimmen und sich einbringen. Genauso wie 
Erwachsene, Seniorinnen und Senioren, 
Menschen mit Behinderung und viele ande-
re mehr.
Wer diesem Anspruch nicht folgen kann, hat 
aus unserer Sicht ein grundlegendes Prob-
lem bei der Wahrnehmung von Rechten für 
Kinder und Jugendliche. Nicht umsonst for-
dert unsere Bundestagsfraktion seit Jahren 
die Aufnahme von Kinderrechten ins Grund-
gesetz. Kinder sind keine kleinen Erwachse-
nen, aber sie haben Rechte, die denen von 
Erwachsenen in nichts nachstehen sollten! 
Das Grundgesetz unterscheidet in vielen 
Grundrechten nicht nach Alter, Herkunft, 
Hautfarbe, Religion, sexueller Orientierung, 
sondern billigt unteilbare Rechte zu.
Wenn wir diese Annahme zugrunde legen, 
stellt sich schon die Frage, warum Schülerin-

nen und Schüler nur in ihrer Freizeit demons-
trieren oder streiken dürfen.

Empathie statt Gleichgültigkeit
Geht es nicht um ihre Zukunft, die sie nicht 
von sogenannten und selbsternannten Pro-
fis gestaltet wissen wollen, die sich eher um 
Lobbyismus, das eigene Fortkommen und 
Einkommen kümmern, als um die Belan-
ge junger Menschen? Sind die Streiks nicht 
auch Ausdruck einer tiefgreifenden Angst 
vor der Zukunft, die lähmen kann und die zu 
Gleichgültigkeit gegenüber allem und jedem 
wird? Wollen wir unsere Kinder und Jugendli-
chen zu Erwachsenen heranwachsen sehen, 
denen die Umwelt, die Mitmenschen, die ver-
meintlich Schwächeren egal sind?
Uns sind Kinder und Jugendliche lieber, die 
offen und offensiv, kritisch und kreativ ihre 
Meinung vertreten. Dann können wir auch 
mit Aktivitäten leben und natürlich auch Mei-
nungen akzeptieren, die vielleicht nicht unse-
ren Ansätzen entsprechen.
Daher plädiert DIE LINKE nachdrücklich da-
für, Kinder und Jugendliche ernst zu nehmen 
und ihnen Mitbestimmungsrechte ohne Vor-

behalte zur Verfügung zu stellen. Sei es die 
Berichtsmöglichkeit in den kommunalen Ver-
tretungen, die Berufung von Jugendkoordina-
toren und von Kinder- und Jugendbeauftrag-
ten bis hin zu der Möglichkeit der Entsendung 
von Jugendlichen als Sachkundige Einwoh-
nerinnen und Einwohner in die Ausschüsse 
durch das Kinder- und Jugendparlament.

Mitbestimmung neu denken
Und wir sollten diese Mitbestimmung weiter 
denken: Warum vereinbaren die Abgeordne-
ten nicht ein »Vetorecht« in den Ausschüs-
sen? Wenn das KiJuPa bei einer Entschei-
dung eines Ausschusses zu Kinder- und 
Jugendfragen sein Veto einlegt, sollte es 
die freiwillige Selbstverpflichtung geben, 
dass sich der Ausschuss mit den Argumen-
ten des KiJuPa beschäftigt und dann eine 
erneute Entscheidung trifft. Oder wir gehen 
einen weiteren Schritt: Auf den Beschluss-
vorlagen steht bei Sachverhalten, die Kinder 
und Jugendliche betreffen, der Zusatz: »Zu-
gestimmt durch KiJuPa am…«. Bei den Orts-
beiräten haben wir diesen Grundsatz bereits 
und er bewährt sich.

Mobilität ist ein Grundrecht,  
nicht nur für Großstädter*innen

Neue Wege in der Beteiligung gehen – konsequent!



»In dieser bewegten Zeit, in der parteipoli-
tische Präferenzen kräftig durcheinander 
gewirbelt werden, möchte ich auch in den 
kommenden fünf Jahren helfen, das Westha-
velland und Dosseland nachhaltig zu stärken«, 
so Finanzminister Christian Görke. Dabei 
sieht er viele Anknüpfungspunkte, an das, 
was in den vergangenen Jahren erreicht und 
auf den Weg gebracht wurde. Dazu gehören 
die Sanierung von Schulen und Kitas in Rathe-
now, Premnitz, Milow, Rhinow, Neustadt/D. 
und Wusterhausen. »Diesen Weg möchte ich 
fortsetzen. Investitionen in Schulen, Kitas, 
Sportstätten, Feuerwehren, Bahnhöfe und 
Straßen kommen unmittelbar den Menschen 
vor Ort zu Gute. Sie verbessern die Lebens-
qualität«, so Görke.

Damit eng verbunden ist für den gebürtigen 
Rathenower die Verbesserung der Bahnan-
bindung nach Berlin. »Endlich kommt die 
Deutsche Bahn unserer Forderung nach, die 
Schnellbahnstrecke zwischen Hannover und 
Berlin auszubauen und damit auch die Anbin-
dung nach Berlin zu verbessern. Jetzt kommt 
es darauf an, den Druck nicht vom Kessel zu 
nehmen, damit der halbstündige Takt nach 
Berlin schneller als bisher geplant realisiert 
wird«, so Christian Görke.

Ein weiteres Anliegen für Görke ist die eltern-
beitragsfreie Kita-Betreuung: »Ich bin froh, 
dass ich als Finanzminister die fiskalischen 
Weichen dafür stellen konnte, dass das letzte 
Kita-Jahr vor Schulbeginn beitragsfrei ist. 
Das ist eine wichtige Entlastung auch für 
junge Eltern aus der Region, aber nur eine 
Zwischenstation. Ich will die vollständige 
elternbeitragsfreie Kita-Betreuung.«

Weitere Herausforderungen sieht der Finanz-
minister beim Erhalt und der Schaffung von 
gut bezahlten Arbeitsplätzen wie auch beim 
Klimaschutz. Und schließlich liegt Görke die 
Stärkung des Ehrenamtes am Herzen – z.B. 
bei Feuerwehr und Katastrophenschutz.

In der Auseinandersetzung mit der AfD zeigt 
Christian Görke klare Kante. Bei der Sach-
arbeit sind ihm Verlässlichkeit und Tatkraft 
wichtig: »Rot-Rot versprach, die Kommunen 
finanziell zu stärken. Und wir haben geliefert.« 
Das wird auch in der Region deutlich. 

Die roten Haare und der aufmerksame Blick 
sind die Erkennungszeichen von Andrea 
Johlige. Doch die Menschen, die im Land 
Brandenburg in der Flüchtlings- und Integra-
tionspolitik unterwegs sind, kennen sie nicht 
wegen ihrer Äußerlichkeiten. Vielmehr ist die 
Elstalerin seit ihrem erstmaligen Einzug in 
den Brandenburger Landtag 2014 zu einer der 
hervorragenden Fachpolitikerin auf diesem 
Gebiet geworden. Ob in den Verwaltungen 
der Landkreise, bei den Betreiber von Flücht-
lingsunterkünften oder bei Initiativen vor Ort, 
Andrea Johlige ist im gesamten Bundesland 
sehr gut vernetzt und eine wichtige Ansprech-
partnerin. Dabei wird sie vor allem als kompe-
tent und lösungsorientiert geschätzt.

Ein zweiter Schwerpunkt ihrer Arbeit ist 
der Kampf für eine tolerante, solidarische 
und weltoffene Gesellschaft. Dabei ist die 
gelernte Medienfachwirtin vor allem gegen 
Antisemitismus und (Neo)Faschismus 
engagiert. 

Und auch lokal ist Andrea Johlige fest veran-
kert. Seit 2008 ist sie Mitglied der Linksfrak-
tion im Kreistag Havelland, seit 2014 ist sie 
Vorsitzende der Fraktion. Dort kennt man sie 
als unbequeme und hartnäckige Streiterin für 
die Belange der Einwohnerinnen und Einwoh-
ner des Landkreises. Mobilität und Wohnen 
sind ihre Schwerpunkte und unermüdlich 
kämpft sie für eine bessere Anbindung des 
Havellands an Berlin und Potsdam und gegen 
steigende Mieten. Und wenn sich jemand 
an sie wendet, handelt sie nach dem Motto: 
Probleme sind da um gelöst zu werden. 
Und so kümmert sie sich um den fehlenden 
Ausbildungsplatz ebenso wie um Ärger mit 
Behörden oder hilft bei der Finanzierung 
eines Projekts. 

Privat ist sie, wenn es die Zeit zulässt, gern 
mit Sohn und Fahrrad in der wunderschönen 
Landschaft des Havellandes unterwegs. Als 
leidenschaftliche Fotografin zieht es sie aber 
auch regelmäßig in die Ferne. 

Auch in der kommenden Wahlperiode möchte 
Andrea Johlige eine starke Stimme für das 
Havelland sein. Darüber hinaus möchte sie 
sich weiterhin für gute Lebensbedingungen 
einsetzen – für Alte und Junge, für Familien 
und Alleinerziehende, in allen Landesteilen 
und für alle Bevölkerungsgruppen.

Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus – dieser 
Grundsatz bestimmt das Handeln von Jörg 
Schönberg. Alle Menschen müssen ihre 
demokratischen Rechte kennen, an der 
gesellschaftlichen und politischen Willens
bildung teilhaben und selbstbestimmt ihre 
Interessen vertreten können. Der 57-Jährige 
aus dem Ortsteil Grünefeld in der havelländi-
schen Gemeinde Schönwalde-Glien möchte 
vor allem als politischer Unterstützer und 
Ermutiger für all jene eintreten, die ehrenamt-
lich Dienst an der Gesellschaft leisten, ob bei 
den Feuerwehren, in Vereinen und Verbän-
den, Beiräten oder Initiativen. Deshalb liegen 
ihm unter anderem eine bessere Ausstattung 
der Feuerwehren, eine spürbar bessere Aner-
kennung ehrenamtlichen Engagements sowie 
die aktive Unterstützung der vielfältigen Ver-
einsarbeit besonders am Herzen.

Eine sozial gerechte, dem Frieden verpflich-
tete Gesellschaft, das sind die Triebfedern 
von Jörg Schönberg. Der gelernte Maler 
und Polizist, der seit 2012 beim Kriminal-
dauerdienst der Brandenburger Polizei tätig 
ist, wurde 2014 und 2019 in den Kreistag 
Havelland gewählt. Seit der Wahl am 26. Mai 
ist er nun auch Gemeindevertreter in Schön-
walde-Glien und Mitglied im Ortsbeirat von 
Grünefeld.

Zur Landtagswahl tritt Jörg Schönberg, 
der verheiratet ist, drei Kinder und drei 
Enkelkinder hat, unter dem Motto »SOZIAL 
und SICHERHEIT hat einen Namen« an. Eine 
besondere Qualität von ihm ist das Zuhören. 
Ein offenes Ohr für die Probleme der Men-
schen, wissen, wo man Hilfe organisieren 
kann, wenn man sie selbst nicht leisten kann, 
politischen Druck aufbauen, um das Leben 
der Menschen zu verbessern – dies tut er seit 
vielen Jahren in Schönwalde-Glien und im 
Landkreis Havelland. Mit Ihrer Stimme kann 
er sein Engagement auch im ganzen Land 
Brandenburg in die Waagschale werfen, damit 
ein Leben in Würde, sozialer Gerechtigkeit, 
Demokratie, Freiheit, Frieden, Sicherheit und 
Rechtsstaatlichkeit auch in Zukunft für alle 
erlebbar bleiben. Jörg Schönberg möchte mit-
helfen, den Zusammenhalt im Land spürbar 
zu verbessern. Das beinhaltet natürlich auch, 
sich dem Rechtsruck in unserer Gesellschaft 
entschieden entgegen zu stellen.

Christian Görke
Wahlkreis 4 
Milower Land, Neustadt (Dosse), 
Premnitz, Rathenow, Rhinow, 
Wusterhausen/Dosse

Andrea Johlige
Wahlkreis 5 
Gemeinde Brieselang, Amt Friesack, 
Stadt Ketzin/Havel, Stadt Nauen,  
Amt Nennhausen, Gemeinde Wustermark

Jörg Schönberg
Wahlkreis 6 
Gemeinde Dallgow-Döberitz,  
Stadt Falkensee,  
Gemeinde Schönwalde-Glien
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Es ist ein Kernthema Der LINKEN – Gute Bil-
dung – von Anfang an. Dafür haben wir, ob 
in Opposition oder in Regierungsverantwor-
tung immer gekämpft. In Brandenburg hat 
sich besonders in den vergangenen fünf Jah-
ren auf unseren Druck hin einiges bewegt. 
Wir wollen, dass der Zugang zu unseren Bil-
dungseinrichtungen unabhängig von den Vo-
raussetzungen des Kindes, seiner Herkunft 
und dem Geldbeutel der Eltern gesichert 
wird. Unsere Kinder werden in den Kitas nicht 
nur betreut, hier wird die Grundlage für ihren 
persönlichen Bildungserfolg gelegt. Und des-
halb setzen wir uns dafür ein, dass Kitas und 
Horte gezielt gestärkt und gefördert werden. 

Kitas und Horte sind Bildungseinrichtungen 
und müssen deshalb beitragsfrei für die El-
tern sein. Mit dem letzten kostenfreien Kita-
Jahr haben wir in Brandenburg den Einstieg 
geschafft. Durch Bundesgelder sichern wir 
für Kinder, deren Eltern Sozialleistungen er-
halten bzw. deren Eltern wenig verdienen 
bereits jetzt die komplette Beitragsfreiheit. 
Mittlerweile klagen Eltern gegen zu hohe 
Gebühren in ihren Kommunen. Damit muss 
Schluss sein. Alle Kinder, die in Brandenburg 
eine Kita oder Hort besuchen, sollen dies tun 
können, ohne dass ihren Eltern dafür Kos-
ten entstehen. Dafür kämpfen wir, das hat 
für DIE LINKE Priorität. Das Kitagesetz muss 

dringend überarbeitet werden, um Rechts-
streitigkeiten für die Zukunft zu vermeiden. 
Die Gemeinschaftsschule, eine Schule für 
ALLE, ist die Grundlage für wirkliche Bildungs-
gerechtigkeit. Den Grundstein hat DIE LINKE 
gelegt, mittlerweile gibt es 218 Schulen des 
Gemeinsamen Lernens. Es sollen schrittwei-
se mehr werden. Künftig sollen auch Gym-
nasien in Gemeinschaftsschulstandorte in-
tegriert werden können. Guter Unterricht, 
unterstützt durch Teams unterschiedlicher 
Professionen, muss in allen Regionen, in al-
len Schulen unseres Landes abgesichert 
werden. Der Bau von Kitas und Schulen soll 
durch das Land mit einem Kommunalen In-
vestitionsprogramm unterstützt werden.
Die Lehrerbildung soll sich stärker an den 
Anforderungen des Schulalltages orientie-
ren. Wir kämpfen für eine pädagogische Fa-
kultät an der Uni Potsdam und für eine Aus-
bildung von Berufsschullehrkräften an der 
BTU Cottbus.
Jedes fünfte Kind ist auch in Brandenburg 
von Armut betroffen. Kinderarmut erwächst 
aus Elternarmut. Die Kinder können sich 
nicht selbst aus ihrer Armut befreien und wir 
werden nicht zuschauen, wenn Kinder aus fi-
nanziellen Gründen zuschauen müssen, wäh-
rend andere essen. Die Bereitstellung eines 
kostenfreien, warmen, gesunden Mittages-
sens für alle Grundschülerinnen und -schüler 
ist aus unserer Sicht ein MUSS. Wir wollen 
ein kostenloses Mobilitätsticket für alle Kin-
der und Jugendlichen auf den Weg bringen, 
gemeinsam mit den Landkreisen und kreis-
freien Städten. 
Dafür kämpfen wir, für unsere Kinder für un-
sere Jugendlichen, damit sie glücklich und 
gesund in Brandenburg aufwachsen.

Für unsere Kinder, für eine gute Bildung,  
für einen guten Start ins Leben

Für DIE LINKE In Brandenburg ist eine quali-
tativ hochwertige und wohnortnahe ärztliche 
Versorgung höchste Priorität. 
Wir haben unser Wahlversprechen gehalten 
und haben alle Krankenhäuser im Land erhal-
ten. Wir haben mit 440 Millionen Euro Inves-
titionsförderung mehr in die Krankenhäuser 
investiert als im Koalitionsvertrag vorgese-
hen war und wir haben Gelder des Bundes in 
Höhe von 60 Millionen Euro nach Branden-
burg geholt und da noch einmal 60 Millionen 
Euro draufgepackt, sodass wir weitere 120 
Millionen Euro zur Verfügung hatten für inno-
vative Projekte. 
Auch in Zukunft werden wir in Brandenburg 
Bundesprogramme nutzen, um eine gute flä-
chendeckende Versorgung zu sichern und 
wir werden die Investitionen in unsere Kran-
kenhäuser verstetigen. 

Wir werden auch ambulante und stationäre 
Leistungen besser zusammenführen. Bisher 
gibt es bundesgesetzlich vorgegeben eine 
strikte Trennung zwischen Krankenhäusern 
und niedergelassenen Ärzten. Um künftig 
Brandenburgerinnen und Brandenburger 
besser auch ambulant versorgen zu können, 
sollen Krankenhäuser künftig auch ambulan-
te Leistungen erbringen können. Die Patien-
tinnen und Patienten sollen die Möglichkeit 
haben ihr Krankenhaus als ambulant-stati-
onäres Zentrum nutzen zu können. Verein-
facht gesagt führen wir Polikliniken nach 
neuem Muster ein. 
Damit wir aber auch eine bessere Versorgung 
mit niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten 
erreichen, legen wir ein Landärzteprogramm 
auf. Wir werden in diesem Landärztepro-
gramm Medizinstudierende fördern, die sich 

verpflichten in Brandenburg als Arzt tätig zu 
werden. Gleichzeitig legen wir ein Weiterbil-
dungsprogramm auf, damit wir künftig mehr 
Kinderärzte, mehr Hautärzte oder auch mehr 
Augenärzte im Land haben. 
DIE  LINKE In Brandenburg hat dies in Re-
gierungsverantwortung umgesetzt. Daran 
wollen wir jetzt konsequent weiterarbeiten. 
Auch in der Zukunft werden wir unseren Fo-
kus auf eine gute stationäre und ambulante 
Versorgung setzen. Wir versprechen, dass 
wir auch weiterhin alle Krankenhausstandor-
te im Land erhalten und beeinflussen maß-
geblich die Gesetzgebung des Bundes in dem 
Bereich. Brandenburg ist beispielhaft in der 
gesamten Bundesrepublik wenn es um neue 
Versorgungsformen und den Erhalt der Kran-
kenhauslandschaft geht  – dafür setzen wir 
uns auch weiter ein. 

Zukunft der ärztlichen Versorgung  
im Land Brandenburg


